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PRÄSIDENT DES THÜRINGER OBERLANDESGERICHTS 
Referat 1b - Referendarangelegenheiten 
(Az. 2220 – 1/12) 
 

 

Belehrung für Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare über eine 
mögliche Kürzung der Unterhaltsbeihilfe bzw. der Anwärterbezüge 
 
 
 
Name: ________________________________ 
 
 
 
Mit Ihrer Einstellung in den juristischen Vorbereitungsdienst des Freistaats Thüringen 
weise ich auf folgendes hin: 
 
Nach § 54 ThürBesG kann der Anwärtergrundbetrag, nach §§ 7 Abs. 4, Abs. 5 Thür-
JAG die Unterhaltsbeihilfe gekürzt werden. Von dieser Möglichkeit wird bei Vorliegen 
der im Folgenden bezeichneten Voraussetzungen Gebrauch gemacht: 
 
Der Anwärtergrundbetrag/die Unterhaltsbeihilfe wird in der Regel gekürzt 
 
54.1.2.1 ThürBesGVwV 
 um 15 v. H., wenn der/die Rechtsreferendar/in 

 
a) die vorgeschriebene Laufbahnprüfung oder eine Zwischenprüfung nicht  
  bestanden hat, 

 
 b) ohne Genehmigung einer solchen Prüfung ferngeblieben oder von dieser 

 zurückgetreten ist oder  
 
 c) aus Gründen, die er/sie zu vertreten hat, 
 

 - das Ziel eines Ausbildungsabschnittes nicht erreicht hat, 
  - einen Ausbildungsabschnitt unterbrochen hat oder 
  - nicht zur Laufbahnprüfung zugelassen worden ist; 
 
 
54.1.2.2 ThürBesGVwV 
 um 30 v. H., wenn der/die Rechtsreferendar/in wegen eines Täuschungsversu-

ches oder eines Ordnungsverstoßes von der Laufbahnprüfung ausgeschlossen 
worden ist. 

 
 
54.1.3 ThürBesGVwV 
Eine Kürzung kommt nur in Betracht, wenn sich wegen der in den Nummern 54.1.2.1 
und 54.1.2.2 genannten Tatbestände der Vorbereitungsdienst verlängert. 
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54.1.4 ThürBesGVwV 
Nicht vom/von der Rechtsreferendar/in zu vertreten im Sinne von Nummer 54.1.2.1 
sind insbesondere 
 
a. Krankheit 
b. Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach der Verordnung über den  
  Mutterschutz 
c. eine Elternzeit 
d. Ableistung eines Grundwehr- oder Zivildienstes 
e. Freistellung für staatsbürgerliche Aufgaben 
f. Sonderurlaub aus zwingenden Gründen. 
 
 
54.1.5 ThürBesGVwV 
Der Zeitraum der Kürzung beginnt mit dem Monat, der auf den Monat folgt, in dem 
das für die Kürzung maßgebende Ereignis fällt. Er darf nicht länger sein als der Zeit-
raum, um den sich der Vorbereitungsdienst verlängert. 
 
 
 
 
 
 
 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Ich bestätige, die vorstehende Belehrung für Rechtsreferendare/innen erhalten und 
zur Kenntnis genommen zu haben. 
 
 
 
 
__________________________   _______________________________________ 
Ort, Datum        Unterschrift des/der Rechtsreferendars/in 

 


